
Arbeitsrechtsverhältnis

Grundinteressen der Werktätigen und der sozialisti­
schen Gesellschaft zum Ausdruck bringt. Dennoch 
sind Rechtsverletzungen oder Rechtsstreitigkeiten 
aus der Verwirklichung von Rechten und Pflichten 
aus dem / Arbeitsrechtsverhältnis, aus Handlungen 
bei dessen Vorbereitung oder Beendigung nicht aus­
geschlossen. Der A. kann auch aus einem Rechtsver­
hältnis entstehen, das einen engen Zusammenhang 
mit dem Arbeitsrechtsverhältnis hat, z. B. aus einem 
Mietverhältnis über eine / Werkwohnung. Ein A. 
wirkt sich nachteilig auf die Entwicklung der gesell­
schaftlichen Beziehungen im Arbeitskollektiv und 
auf das Bewußtsein der Werktätigen aus. Er muß da­
her so schnell wie möglich überwunden und seine Ur­
sachen müssen beseitigt werden. Sind die Beteiligten 
dazu nicht in der Lage, können sie die Hilfe der staat­
lichen und der gesellschaftlichen Organe sowie der 
gesellschaftlichen Organisationen, vor allem der Ge­
werkschaften, in Anspruch nehmen. Staatliche Or­
gane, die in einem rechtlich geregelten Verfahren 
mit verbindlicher Wirkung über A.fälle zu entschei­
den haben, sind die Kammern für Arbeitsrecht der 
? Kreisgerichte, die Senate für Arbeitsrecht der Be­
zirksgerichte und der Senat für Arbeitsrecht des / 
Obersten Gerichts der DDR, gesellschaftliches Or­
gan ist die Konfliktkommission (§ 4 GVG; §§ 296 
ff. AGB; § 13 GGG; § 18 KKO; §32 Abs. 1 NVO). 
Diese Organe entscheiden jeweils im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit (vgl. Übersicht S.31). Organe zur 
Entscheidung von Streitfällen auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung sind die / Beschwerdekommis­
sionen für Sozialversicherung. Es handelt sich dabei 
nicht um Arbeitsrechtssachen.

Arbeitsrechtsverhältnis - auf der Grundlage des Ar­
beitsrechts durch Abschluß eines / Arbeitsvertra­
ges, durch Berufung oder / Wahl begründete 
Gesamtheit von Rechtsbeziehungen Rechtsver­
hältnis). Neben diesen im Zusammenhang mit der 
Verausgabung von Arbeit typischen Rechtsverhält­
nissen bestehen auf Mitgliedschaft (LPG, PGH) 
oder Dienstverhältnissen (bewaffnete Organe) beru­
hende Arbeitsverhältnisse. A. sind wie alle Rechts­
verhältnisse Willensverhältnisse, d. h. subjektive 
Verhältnisse. Die Partner können ihre Rechtsbezie­
hungen auf der Grundlage und im Rahmen von 
Rechtsvorschriften und darauf beruhenden betrieb­
lichen Regelungen gestalten. A. wurzeln jedoch in 
den objektiven ökonomischen Verhältnissen, insbe­
sondere in den Produktionsverhältnissen der Gesell­
schaft, ihr Wesen wird durch das sozialistische 
Eigentum an den Produktionsmitteln, die Macht der 
Arbeiterklasse und die sozialistische Planwirtschaft 
bestimmt. Sozialistische A. bringen demzufolge Be­
ziehungen kameradschaftlicher Hilfe von Ausbeu­
tung befreiter Arbeitskollektive zum Ausdruck. 
Durch Begründung eines A. gestaltet der Werktätige 
wichtige ihm zustehende verfassungsmäßige Rechte 
konkret aus. Dazu gehören vor allem das Recht auf 
Arbeit sowie auf Bildung und auf Aus- und Weiter­

bildung, auf Mitbestimmung und Mitgestaltung, auf 
gleichen Lohn für gleiche Arbeitsleistung sowie auf 
Lohn nach Quantität und Qualität der Arbeit, das 
Recht auf Freizeit und Erholung, auf Schutz der Ge­
sundheit und der Arbeitskraft sowie auf materielle 
Sicherheit bei Krankheit und bei Unfällen. Durch 
das A. entstehen zunächst Rechtsbeziehungen zwi­
schen dem Werktätigen und seinem Betrieb, der im 
gesellschaftlichen Arbeitsprozeß durch die Leiter 
und Leitungsorgane vertreten wird. Es werden aber 
auch kollektive Rechtsbeziehungen begründet, z. B. 
zwischen den betrieblichen Leitungsorganen und 
den Arbeitskollektiven und deren gewerkschaftli­
chen Mitgestaltungs- und Mitbestimmungsorganen 
sowie Beziehungen zwischen diesen gewerkschaftli­
chen Organen und dem Werktätigen {/ gewerk­
schaftliche Rechte). Während des Bestehens der A. 
können außerdem Rechtsbeziehungen entstehen, 
die nicht direkt zum A. gehören, aber aus diesem ab­
geleitet oder mit ihm eng verbunden sind, z. B. Be­
ziehungen aus staatlichen Maßnahmen zum Schutz 
und zur Leitung der Arbeitskräfte (notwendige Zu­
stimmung staatlicher Organe zur Kündigung be­
stimmter Personengruppen) ; Rechtsbeziehungen im 
Rahmen der / Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten; Rechtsbeziehungen aus einem / 
Neuerervorschlag. Inhalt des A. sind die in Rechts­
vorschriften - einschließlich des / Rahmenkollek­
tivvertrages - und in betrieblichen Regelungen (z. B. 
/ Arbeitsordnung) festgelegten, durch / Weisun­
gen und durch arbeitsvertragliche Vereinbarungen 
zwischen den Partnern konkretisierten Rechte und 
Pflichten {/ Arbeitspflichten).

Arbeitsschutz / Gesundheits- und Arbeitsschutz

Arbeitsunfähigkeit / ärztlich bescheinigte Arbeits­
unfähigkeit

Arbeitsunfall - durch ein plötzliches, von außen ein­
wirkendes Ereignis hervorgerufene Verletzung eines 
Werktätigen im Zusammenhang mit dem Arbeits­
prozeß (§220 Abs. 1 AGB) bzw. mit der Ausübung 
einer / versicherungspflichtigen Tätigkeit (§90 
Abs. 1 SVO - Staatliche Versicherung). Als A. gilt 
auch ein Unfall auf dem Weg zur und von der Ar­
beitsstelle bzw. Arbeit (§220 Abs. 2 AGB; §90 
Abs. 2 SVO - Staatliche Versicherung). Unfälle bei 
organisierten gesellschaftlichen, kulturellen oder 
sportlichen Tätigkeiten sind den A. gleichgestellt {/ 
erweiterter Versicherungsschutz bei Unfällen). Im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß steht ein 
Unfall, wenn er sich bei Erfüllung von Pflichten des 
Werktätigen aus seinem / Arbeitsrechtsverhältnis 
oder während der Arbeitspausen ereignet hat. Der 
ursächliche Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß 
fehlt, wenn der Werktätige vorsätzlich {/ Vorsatz) 
seine Arbeitspflichten verletzt, z.B. während der 
Arbeitszeit ohne Genehmigung persönliche Angele­
genheiten erledigt oder in der Pause eigenmächtig 
das Betriebsgelände verläßt. Der Zusammenhang 
fehlt auch bei Unfällen, die sich während des Ur­
laubs, während einer Kur oder während des Aufent-
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